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Zum ersten Mal im politischen Ge­
schehen des Irak versammelten sich 
vom 11. bis 13. 3.1991 in Beirut über 
500 Vertreter von 27 politischen Par­
teien und Organisationen sowie unab­
hängige Persönlichkeiten. Sie gehö­
ren allen relevanten ideologischen, 
politischen und ethnischen Strömun­
gen der irakischen Opposition an. 
HauptziePdes Treffens war die Besei­
tigung des diktatorischen Regimes in 
Bagdad.
Diese Konferenz kam aufgrund einer 
Einladung der Kommission für Zu­
sammenarbeit der irakischen Opposi­
tionskräfte zusammen, um über die 
neue Situation nach der Niederlage 
des Regimes im Krieg gegen die USA 
und ihre Verbündeten sowie den 
spontanen Volksaufstand gegen das 
Regime zu diskutieren und daraus ge­
meinsam Beschlüsse und Empfehlun­
gen abzuleiten.
Die Konferenz stand unter dem 
Motto „Unsere Einheit ist die Garan­
tie für unsere Befreiung von der Dik­
tatur und der Bewahrung der Einheit 
unserer Heimat sowie den Sieg der 
Alternative, die unser Volk wählt.“ 
Trotzdem waren Meinungsverschie­
denheiten zu Fragen der Zukunft des 
Irak, der Demokratie und zum Rück­
zug der ausländischen Truppen aus 
dem Irak zu verzeichnen. Das ist 
durchaus verständlich, da viele dieser 
Kräfte für längere Zeit miteinander 
verfeindet waren oder zumindest 
keine Sympathie füreinander hegten. 
Aber insgesamt verlief sie in einer de­
mokratischen Atmosphäre. Daran än­
derten auch Versuche einiger funda­
mentalistischer Gruppen nichts, sich 
als dominierende Kraft des Aufstands 
darzustellen. Die Konferenzteilneh­
mer stellten klar, daß dieser Aufstand 
vom gesamten irakischen Volk -  Ara­
bern, Kurden, Turkmenen, Assyrem, 
Kildanen, schiitischen und sunniti­
schen Muslimen und Christen -  ge­
tragen wird. Keine Partei oder

Gruppe hat das Recht, diesen Auf­
stand für sich zu reklamieren. 
Während der Konferenz wurden fol­
gende Beschlüsse gefaßt:
1. Die Hauptaufgabe aller Parteien 
und Organisationen ist die Aktivie­
rung des Kampfes zur Unterstützung 
des Volksaufstandes und zum Sturz 
des diktatorischen Regimes im Irak.
2. Eine provisorische Übergangskoali­
tionsregierung soll gebildet werden, 
in der alle Oppositionskräfte vertreten 
sind. Sie soll innerhalb von ein bis 
zwei Jahren die Voraussetzungen für 
allgemeine, freie und demokratische 
Wahlen schaffen. Das dabei gewählte 
Parlament wird die Aufgabe überneh­
men, die demokratische Zukunft des 
Landes zu gestalten. Alle Opposi­
tionskräfte akzeptierten die nationa­
len Rechte des kurdischen Volkes auf 
einen Autonomie sowie die Verwal- 
tungs- und Kulturrechte der Minder­
heiten im Irak.
3. Die Einheit des irakischen Territo­
riums und die Souveränität des Lan­
des soll gewahrt werden.
4. Eine internationale Solidaritäts­

kampagne zur Unterstüzung des ira­
kischen Volkes in seinem Kampf ge­
gen das Saddam-Regime sowie für 
Frieden, Freiheit, Demokratie, Men­
schenrechte und Rechtsstaatlichkeit 
soll organisiert werden.
Nach einer schwierigen Diskussion 
empfahlen die Teilnehmer der Konfe­
renz ferner:
-  ein Komitee für die nationale Ret­
tung zu gründen, das alle Opposi­
tionskräfte ohne Ausnahme umfaßt,
-  für das Einfrieren der UNO-Mit- 
gliedschaft Iraks einzutreten, solange 
das jetzige Regime herrscht, und Sad­
dam als Kriegsverbrecher zu betrach­
ten,
-  die Aufständischen durch alle mög­
lichen Mittel und Methoden sowie 
durch internationale Aktionen zu un­
terstützen,
-  Delegationen in die ganze Welt zu 
entsenden, um die Ziele der Opposi­
tion zu erläutern und die Verbrechen 
des Regimes zu verdeutlichen,
-  einen Spenden-Fonds zur Unter­
stützung des Kampfes des irakischen 
Volkes zu bilden,
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Zerstörtes Ministeriumsgebäude in Bagdad

Kommentiert

Kurden bezahlen Rechnung des Golfkrieges
Im irakischen Kurdistan bahnt sich 
eine Katastrophe an. Die kurdische 
Aufstandsbewegung und ihre Verbün­
deten aus der irakischen Opposition 
befinden sich nach kurzen Tagen der 
Euphorie wieder in der Defensive. In 
der zweiten März-Hälfte hatten sie 
fast den gesamten irakischen Teil 
Kurdistans unter ihrer Kontrolle, dar­
unter die zweitgrößte Stadt Kirkuk. 
Die größte, Mossul, stand kurz vor 
der Einnahme. Einer der beiden poli­
tischen Führer des Aufstandes, Mas­
sud Barzani von der Demokratischen 
Partei Kurdistans, hatte bereits ange­
kündigt, dort die Provisorische Über­
gangsregierung zu installieren, auf 
deren Bildung sich die irakische Op­
position Mitte März während ihrer 
Beiruter Konferenz geeinigt hatte 
(siehe auch nebenstehender Beitrag). 
Doch nach der weitgehenden Nieder­
schlagung der Rebellion der Bevölke­
rung Süd- und Mitteliraks durch die 
saddamtreuen Republikanischen Gar­
den hatte das Regime wieder die Hän­
de frei für Kurdistan. Was das be­
deutet, wissen die Kurden spätestens 
seit dem Giftgasmassaker von Ha- 
labja. Schon jetzt setzen die Regime­
truppen Napalm ein und versprühen 
Säure. Die Meldungen seien zwar 
„unbestätigt“ -  aber was heißt das 
schon.
Wieder einmal haben die Kurden für 
die Interessen der Groß- und Regio­

nalmächte zu zahlen. Vor allem den 
USA, aber auch NATO-Partner Tür­
kei, scheint mehr an einem ge­
schwächten Saddam-Regime gelegen, 
mit dem man sich -  erneut -  arran­
gieren kann, als an einer irakischen 
Regierung mit kurdischer, fundamen­
talistischer und kommunistischer Be­
teiligung. Heuchlerisch erklärt Präsi­
dent Bush, erholt von einem Golf-Ur­
laub in Florida zurückkehrend, man 
wolle sich im Irak nicht einmischen 
und habe das auch nie gewollt. Kalt­
blütig lehnt man sich zurück und 
schaut einem Völkermord zu, ohne 
wenigstens das -  zweifelhafte -  UN- 
Instrumentarium zu mobilisieren. 
Das Gerede von den Menschenrech­
ten entlarvt sich anhand der Kurden- 
Frage ein weiteres Mal selbst.
Wir müssen uns nun auf einen der 
größten Flüchtlingsströme der Neu­
zeit einstellen. Vier Millionen Kur­
den fliehen vor dem Rachefeldzug 
der Saddam-Truppen. Daß das nicht 
übertrieben ist, veranschaulichen 
selbst die zensierten Bilder des iraki­
schen Fernsehens, die entvölkerte 
kurdische Städte zeigen.
50 000 Kurden flohen bereits in den 
Iran, bevor dort die Grenzen erst ein­
mal dicht gemacht wurden. Achtzig 
Kilometer weit staute sich der Flücht­
lingsstrom. Weitere 30 000 drängen 
sich an der Grenze zur Türkei. Viele 
sind über die Berge schon dorthin ge­

langt. Nach UN-Angaben muß man 
sich in der Türkei auf zwei Millionen 
Flüchtlinge einrichten -  das wäre die 
Hälfte der kurdischen Bevölkerung 
im Irak. Doch auch die türkische Ar­
mee weist bisher an den Grenzüber­
gängen die Kurden zurück, die sich 
auf den offiziellen Routen bewegen. 
Und der einzige Übergang nach Sy­
rien wird von Saddams Truppen ge­
sperrt.
Die Regierung der Türkei, die die „ei­
gene“ Kurdenbewegung brutal unter­
drückt, sieht den ankommenden ira­
kisch-kurdischen Guerrillas und ih­
ren Familien mit Mißtrauen entge­
gen. Auch wenn jetzt, wie angekün­
digt, die Grenze doch geöffnet wird. 
So bleibt vielen nur der Rückzug in 
die Berge Nordiraks, wo sie als 
Flüchtlinge im eigenen Land den An­
griffen von Saddams Luftwaffe ausge­
liefert sind.
Solidarität ist wieder gefragt. Wenig­
stens ist die „Kurden-Frage“ durch 
den Golfkrieg und den anschließen­
den Aufstand stärker ins öffentliche 
Bewußtsein gerückt.

Spenden an: medico international, 
Obermainanlage 7, W - 6000 Frank­
furt/M. 1,
Kennwort: Kurdistan,
Postgiroamt Köln: 69999-508 oder 
Frankfurter Sparkasse: 1800 (BLZ: 
50050102).

-  einen Bericht über die Menschen­
rechtsverstöße Saddams und seines 
Regimes in Irak und Kuweit, die Ver­
brechen gegen Frieden und Sicher­
heit in der Region und in der ganzen 
Welt sowie gegen die Natur und die 
Umwelt zu verfassen.
Die gegenwärtige Situation im Irak 
zeigt deutlich, wie berechtigt die Be­
denken der Oppositionskräfte hinsicht­
lich der Handlungsweise der USA im 
Irak nach dem Krieg sind. Sie erweck­
ten bei den Konferenzteilnehmern 
den Anschein, daß sie nicht nur an 
der Stärkung dieser Kräfte desinteres­
siert sind, sondern sie sogar zu schwä­
chen versuchen. Die USA sind aber 
auch weiterhin daran interessiert, die 
Position Saddams zu schwächen. 
Durch dieses Doppelspiel versuchen 
die USA, einen Militärputsch zu pro­
vozieren, um eine den US-Interessen 
entsprechende Alternative durchzu­
setzen. Aber was hier gespielt wird, 
widerspricht den Interessen des iraki­
schen Volkes und aller, denen an ei­
ner Demokratisierung und dem Frie­
den in der Region gelegen ist.
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Inzwischen erfordert die aktuelle Si­
tuation im Irak dringend eine Fortset­
zung der Konferenz. Von der Weltöf­
fentlichkeit verlangt sie, daß sie sich 
dafür einsetzt, einen neuen Völker­
mord an den Irakern, vor allem an 
den Kurden, zu verhindern.

Kadhim Habib 
(Der Autor war ein Vertreter der 
„Demokratischen Strömung“ aus 
KP, SP und Demokratischer Samm­
lung auf der Konferenz.)

Freundschaft
UdSSR und Türkei treffen sich in Mittelasien

Noch vor zwei Jahren hätte dieser 
politische Akt die Wellen hochschla­
gen lassen, jetzt aber nahm die Presse 
kaum Notiz davon: Gemeint ist die 
Unterzeichung eines “Vertrages über 
Freundschaft, gute Nachbarschaft 
und gegenseitige Zusammenarbeit“

-  zwischen der Sowjetunion und der
~ Türkei. Am 12. März setzten die Prä-
ö  sidenten beider Länder, Michail
-5 Gorbatschow und Turgut Özal, ihre
1  Unterschriften unter ein Dokument,
2 das „früher“ so nur den „sozialisti- 

sehen Bruderstaaten“ und ausgesuch­
ten anderen „Freunden“ Vorbehalten 
war. Saddams Irak zum Beispiel.
Aber die Zeiten haben sich geändert 
und damit auch die politischen Prio­
ritäten der von allen Verbündeten 
verlassenen Sowjetunion. Und so kam 
nun Özals Türkei zu dieser Ehre. Be­
trachtet man allerdings die dortige 
Menschenrechtssituation, kann man 
durchaus eine ^gewisse Kontinuität 
bei den Vertragspartnern verzeich­
nen. Folgerichtig wurde die Kurden- 
Frage während des fünftägigen Staats­
besuches Özals in Moskau nicht mit 
einem Wort erwähnt, obwohl die 
Nahost-Problematik durchaus disku­
tiert wurde. Dies verwundert umso 
mehr, als in der Sowjetunion eben­
falls ca. 100 000 Kurden leben, also 
ein minimales Interesse am Wohler­
gehen dieses Volkes herrschen sollte. 
Doch die Nationalitätenpolitik der 
sowjetischen Führung ist schon wie­
der ein anderes Thema. . .
Dem Vertragsabschluß waren Äuße­
rungen von Politikern beider Länder 
vorausgegangen, die auf eine Wende 
in den Beziehungen hindeuteten. 
Wurde die Türkei, die mit zahlrei­
chen Stützpunkten und Horchposten 
besetzte Südostflanke der NATO, sei­
tens der Sowjetunion noch vor kur­
zem als Bedrohung empfunden, so 
dominieren seit dem Schwinden des 
Ost-West-Supermachtkonfliktes und 
besonders seit dem Zweiten Golfkrieg 
regionale Interessen. Und zwar auf 
beiden Seiten.
Der Sowjetunion mit ihrer desolaten 
Wirtschaftslage ist jeder Investor oder 
Kreditgeber willkommen. Die türki­
sche Industrie hingegen kann mit 
(West-)Europa nicht konkurrieren und 
sieht Perspektiven u. a. im sowjeti­

schen Mittelasien. Daß in der Türkei 
auch bei relevanten Politikern noch 
Träume eines großturanischen Rei­
ches, das alle Turkvölker von K irg i­
sien bis Kleinasien umfassen soll, 
durch die Köpfe spuken, muß die so­
wjetische Führung seit dem Unions­
referendum vom 17. März nicht mehr 
besonders stören. Dort erteilten ge­
rade die sechs „islamischen“ Republi­
ken Mittelasiens mit jeweils minde­
stens 90 Prozent für den Erhalt der 
Union den Träumern von einem 
kommenden „türkischen Jahrhun­
dert“ eine klare Abfuhr.
Die einzige Chance für eine türkische 
Expansion liegt also in der Ökono­
mie. So brachten Özal und die ihn 
begleitenden 70 Businessvertreter 
auch die Zusage über Kredite von 
mehr als einer Milliarde Dollar nach 
Moskau mit. Ein Großteil davon soll 
in die mittelasiatischen Gebiete flie­
ßen. Darauf zielend, äußerte Özal ge­
genüber Gorbatschow die Idee einer 
gemeinsamen Wirtschaftszone aller 
Schwarzmeer-Anrainer. Obwohl die 
sowjetische Reaktion darauf nicht be­
kannt ist, kann man davon ausgehen, 
daß sie auf Wohlwollen gestoßen ist. 
Denn die Sowjetunion kann so dafür 
sorgen, daß die Türkei sich noch 
mehr als während des Golfkrieges, als 
sie alles daran setzte, eine kurdische 
Staatlichkeit welcher Art auch immer 
zu verhindern, regionalen Interessen 
widmet. Ob damit allerdings eine Ab­
kehr von der Hinwendung der Türkei 
nach Europa und zur NATO verbun­
den sein muß, was der UdSSR sicher­
heitspolitisch angenehm wäre, darf 
bezweifelt werden.
Wenn die gegenwärtige monopolare 
„neue Weltordnung“ häufig mit der 
Situation vor dem Ersten Weltkrieg 
verglichen wird, so sind in West- und 
Mittelasien Parallelen zu den zwanzi­
ger Jahren zu erkennen. Damals 
schloß Sowjetrußland Freundschafts­
verträge mit Afghanistan, Iran und -  
Atatürks Türkei ab, um die Umklam­
merung während der Bürger- und In­
terventionskriege zu durchbrechen. 
Erneuert Gorbatschow jetzt den Ver­
trag, den Stalin 1952 nach dem türki­
schen NATO-Beitritt löste, um eine 
neuerliche Isolation zu vermeiden?

Salman ash-Shaabi


